
Aktenzeichen:

1„„BLH„‚_2 52
„

I m N a m e n d e s V o l k e s

Verkündet In Sachen

am 3. April 1965

Beklagten und Revisionsklägerin,

g e g e n

.. ..... ocoooooooooooooooo 000000 00.00... ........ ..

Klägerin und Revisionsbeklagte,

hat der 7. Senat des Bundessozialgerichts auf die

'mündliehe Verhandlung vom 3. April 1963, an der

mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr. B e r n'd t
als Vorsitzender,

Bundesriehter
_ „

Dr. K l ä B und

Bundesrichter ' Dr. K r e b s

„_
als weitere Berufsriehter,

Buhdessozialriehter B o g a t z und
Bundessozielrichter Dr. H a t e s a u 1

als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:.

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des
Landeseozialgeriehts Baden—Württemberg vom 30. Ok—

tober 1961 aufgehoben.

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent-

scheidung an das Landessozialgerieht zurückverwie-

sen.

V o n R e c h t s w e g e n .
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Die 1881 geborene, seit 1939 geschiedene Klägerin veräußerte im

Jahre 1951 ihr 1914 erworbenes Anwesen von 2 ha 38 a 88 qm° Von

1914 bis 1937 betrug das Unternehmen etwa 3Vha 39 a; hierzu_ka—

men noch 25 a, die ihr die Gemeinde unentgeltlich zur Verfügung

gestellt hatte° Im Jahre 1957 beantragte sie die Gewährung von
Altersgeld° Die Beklagte lehnte den Antrag ab, weil das Unterneh—;

men keine dauerhafte Existenzgrundlage gebildet habe; diese sei >

nur gegeben, wenn bei einer durchschnittlichen Betriebsgröße von

4,5 ha ein Einheitswert von 3 360‚—— DM überschritten sei° Auf

die Klage hin verurteilte das Sozialgericht (SG) die Beklagte zur—

‘Zahlung von Altersgeld vom 1° Oktober 1957 an„ Das Landessozial4'

_gericht (LSG) wies die Berufung der Beklagten zurücik° Zur—Begrün—.
dung führte es aus, die Klägerin sei landwirtsehaftliehe Unter- ‘

nehmerin gewesen, da sie und nicht ihr Ehemann den Betrieb ge—

-führt habe° Das Unternehmen habe eine dauerhafte Existenzgrund—

lage dargestellt, weil sie und die Familie von seinen Erträgnis-

sen gelebt hätten und der Ehemann nichts Nenncnswertes aus seinem<

Einkommen als Zimmermann zum Unterhalt der Familie beigetragen

habe° Die Voraussetzungen für den Bezug von Altersgeld seien da—;

her erfüllt, gleichgültig ob man eine Entäußerung im Jahre 1937

oder 1951 annehmeo Das LSG ließ die Revision zu„_
”

Die Beklagte legte gegen das am 22° Dezember 1961 zugestellte Ur-_

teil am 16° Januar 1962 Revision ein und begründet sie am 210 Feef

bruar 1962„ Sie rügt zunächst, das LSG habe gegen 55 103, 128 „

des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) verstoßen, weil es nicht geklärt
habe, ob außer dem als Zeugen gehörten Sohn der Klägerin auch

andere Familienmitglieder der Klägerin Zuwendungen gemacht hät—

ten und ob, in welchem Umfang und wie lange eine Gastwirtschaft

in dem landwirtschaftlichcn Anwesenu betrieben werden sei° Fer—
‚

ner habe das LSG entgegen dem Gutachten des LandwirtschaftsamteS “
eine dauerhafte Existenzgrundlage angenommen, wobei es sich le- '

diglieh auf eine entspreöhende Auskunft des Bürgermeisteramtes

gestützt habe° Das Unternehmen der Klägerin habe keine dauerhafte
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_ 5 _

Existenzgrundlage gebildet; es komme nicht darauf an, ob es

die Existenzgrundlage des betreffenden Unternehmers darstel—

le, sondern darauf, ob der Ertrag geeignet sei, unter norma—

len Verhältnissen einer bäuerlichen Familie eine angemessene

Lebensgrundlage zu bieten" Es genüge also nicht, wenn die Klä—

gerin_mit Familie von den Erträgnissen der Landwirtschaft ge— „
lebt habe, was übrigens nach den Feststellungen keineswegs .

erüesen sei, Das LSG habe außerdem den Begriff der Entäuße—

rung verkannt° Wenn auch dazu eine vollständige Abgabe nicht

notwendig, vielmehr das Zurückbehalten von etwa einem Vier—

tel des Betriebes unschädlich sei, so habe dennoch im Jahre

1937 nochxkeine Entäußerung vorgelegen, weil die Klägerin von

3,39 ha insgesamt 2,38 ha zurückbehalten habe„ Die Entäußerung

habe erst 1951 stattgefunden; hiervon ausgehend sei jedoch die

Klägerin nicht 15 Jahre hauptberufliche)landwirtschaftli—ß;„„m

ehe Unternehmerin gewesen° '

Auch vom 1° Januar 1961 an stehe der Klägerin kein Altersgeld

zu, da die Voraussetzungen des 5 26 Abs, 1 des Gesetzes zur

Neuregelung der Altershilfe für Landwirte vom 3„ Juli 1961

(BGBl I, 845) - GAL- nF nicht erfüllt seien,

Die Beklagte beantragt,

die Urteile des LSG Baden—Württemberg vom
30, Oktober 1961 und des SG Stuttgart vom
31° Mai 1960 aufzuheben und die Klage ab—
zuweisen° ’

Die Klägerin beantragt,:

die Revision zurückzuweisén°

„\\- „

‘II,

Die durch die Zulassung statthafte, auch form— und fristgerecht

eingelegte Revision ist begründet,

Das Urteil des LSG gibt schon insoweit zu Bedenken Anlaß, als es
die Frage, ob die Entäußerung im Jahre 1937 oder 1951 stattgefun—

den hat, hat.dahinsteheh lassen° Denn Altersgeld würde der Klä—
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gerin gemäß 5 25 Abs, 1 des Gesetzes über eine Altershilfe für

Landwirte vom27„ Juli 1957(BGBlI, 1063) _ GAL_ a]?nur zu—
stehen, wenn sie 15 Jahre lang vor der Abgabe oder Entäußerung

hauptberufliche landwirtschaftliche Unternehmerin gewesen wäre°

Im °ahre 1937 hat aber keine Abgabe vorgelegen, weil die Kläge—

rin von den bisher betriebenen 3,39 ha noch 2,38 ha, mithin etwa
zwei Drittel zurückbehalten hat; ein derart großer zurückbehal—

tener Anteil erfüllt aber nicht den äatbestand der Entäußerung

(vgl, Urteil des Senats von 20° Juni 1962 — SozR GAL @ 2 Nr° 3-,
das etwa_ein Viertel als unschädlich ansieht, es sei denn, daß

der zurückbehaltene Teil wieder selbst eine dauerhafte Existenz—

grundlage nach 5 1 Abs, 4 GAL aF darstellt), Die Entäußerung hat

daher erst im Jahre 1951 stattgefunden° Um den Anspruch auf A1—

tersgeld zu erfüllen, müßte die Klägerin mithin von 1951 ausge-

hend 15 Jahre lang hauptberufliche landwirtschaftliche Unterneh—

merin gewesen sein, d,h° eine Landwirtschaft betrieben haben, die

eine dauerhafte Existenzgrundlage im Sinne des ©_1 Abs 4 GAL aF

darstellt° Bis 1937 betrug das Unternehmen 3 ha 39 a, seitdem

2 ha 38 a 88 qm, also weniger als den von der Beklagten festge-

set2ten Einheitswert von 4,5 ha bzw, 3 300,-— DM, Damit ist aber 7

noch nicht.gesagt‚ daß das Unternehmen der Klägerin keine dauer-

hafte Existenzgrundlage darstellt° Während bei Überschreitung"

des von der Beklagten gemäß 5 1 Abs° 4 GAL aF festgesetzten Ein—

'heitswertes eine dauerhafte Existenzgrundlage fingiert wird, ohne

__daß ein Gegenbeweis zulässig wäre (vgl° das Urteil des Senats in

BSG 13, 4 zu der ähnlichen Vorschrift des @ 59 AVAVG), ist es bei

geringerer Grundstücksgröße nicht ausgeschlossen, den Nachweis

zu führen, daß dennoch eine dauerhafte Existenzgrundlage vor—

liegt (vgl° hierzu Noell, Das Gesetz über eine Altershilfe für

Landwirte, Einführung VII 1 c S" 52)° Es darf aber auch hier,

wie der Senat schon wiederholt betont hat, nicht auf die Verhält—

nisse des Einzelfalls abgestellt werden, ob etwa wegen besonde-

rer Tüchtigkeit des Unternehmers oder wegen geringeren Bedarfs

der Familie diese ihre Lebensgrundlage darin findet, sondern dar—

auf, ob gerade dieses Unternehmen nach Größe, Bewirtschaftung
und Ertrag bei vernünftiger Betrachtungsweise einer bäuerlichen
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Familie die Existenz sichern kann, Entscheidend ist also,

ob ein Unternehmen dieser Art in seiner Betriebsstruktur und

Bewirtschaftungsweise diese Voraussetzung generell erfüllt°

Diese Prüfung muß genau so vorgenommen werden, wie wenn eine

Festsetzung des Einheitswertes durch die Alterskassc gemäß

5 1 Abs, 4 GAL aF nicht vorgenommenivoxdenwäm Lie 41‘3inkünfteldes

Ehemannes als Zimmermann, etwaige Zuschüsse der Kinder und '

die Einnahmen aus der Gastwirtschaft müssen dabei außer An—

satz bleiben (BSG 16/279) ’ ‘ ' ' ‘

Nach „allem„ ist das Urteil des LSG aufzubéeben° Weil die Fest-
stellungen nicht ausreichen, um über den Anspruch der Kläge—

rin zu entscheiden, muß der Rechtsstreit zur erneuten Verhand-

lung und Entscheidung zurüekverwiesen werden, Gelangt das LSG

bei der erneuten Verhandlung zu dem Ergebnis, eine dauerhafte
Existenzgrundlage habe vor der Entäußerung im Jahre 1951 nicht

vorgelegen, so muß es weiter prüfen, ob etwa gemäß @ 26 Abs, 2

GAL nF ab 1° Januar 1962 Ansprüche gegeben sindo Hiernach ist

erforderlich, daß der Unternehmer nach Vollendung des 400 Le-

bensjahres mindestens 20 Jahre seinen und seiner Familie Le—

bensunterhalt allein aus der selbständigen Tätigkeit als land—

wirtschaftlicher Unternehmer bestritten hat und der Einheits—

wert bzw, Arbeitsbedarf des Unternehmens die nach 5 1 Abs„ 4
GAL festgesetzte Mindesthöhe regelmäßig um nicht mehr als ein

Viertel unterschritten hat° Die Erträgnisse des Unternehmens

müßten also hierzu ausgereicht haben, ohne daß es auch hier
_ „

auf die Einkünfte des Ehemannes als Zimmermann oder auf die}m■ßn

aus der Gastwirtsehaft und auf etwaige Zuschüsse der Kinder an— «„
kommt,
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Die Entscheiduhg über die Kosten des Revisionsverfahrens bleibt

dem LSGüberlasseno
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